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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung E-001249/2019
an die Kommission (Vizepräsidentin / Hohe Vertreterin)
Artikel 130 der Geschäftsordnung
Patricija Šulin (PPE), Tomáš Zdechovský (PPE), Marijana Petir (PPE), Pina Picierno (S&D) und 
Heinz K. Becker (PPE)

Betrifft: VP/HR - Die EU und der Libanon teilen gemeinsame Werte

Im Anschluss an ihren Besuch im Libanon im Februar 2019 veröffentlichte die VP/HR eine offizielle 
Erklärung, in der hervorgehoben wird, dass die Partnerschaft zwischen der EU und dem Libanon auf 
gemeinsamen Werten und Interessen beruhe.

Allerdings geht aus einer aktuellen Studie der Menschenrechtsorganisation Human Rights Watch 
hervor, dass im Libanon Frauen nach wie vor durch 15 separate religiös begründete Gesetze im 
Rahmen des Personenstandsrechts diskriminiert werden und sowohl Kinderheiraten als auch 
Vergewaltigung in der Ehe immer noch legal sind. Anders als Männer können libanesische Frauen 
ihre Staatsangehörigkeit nicht an ihre Kinder oder ausländischen Ehepartner weitergeben; außerdem 
wird Kindern mit Behinderungen oftmals die Zulassung an Schulen verwehrt. Neben der 
beklagenswerten Lage der Frauenrechte gibt es im Libanon darüber hinaus noch weitere Missstände 
zu beklagen: So werden Personen, die ihre Meinung auf friedfertige Weise kundtun, nach wie vor von 
den libanesischen Behörden verfolgt, Demonstranten wurden von Polizei und Militär 
zusammengeschlagen, und Inhaftierte berichten weiterhin über Folter durch Angehörige der 
Sicherheitskräfte.

1) Könnte die VP/HR genauer ausführen, inwiefern diese Erkenntnisse ihrer Auffassung nach 
unter die „gemeinsamen Werte“ fallen, die die EU und der Libanon angeblich teilen?

2) Wie kann die VP/HR von „gemeinsamen Werten“ sprechen, wenn gleichzeitig eine 
Organisation wie die Hisbollah – die den Terrorismus unterstützt – in der libanesischen Regierung 
vertreten ist?


